
Beschluss der Delegiertenversammlung vom 28. Juni 1989 i. d. F. des Änderungsbeschlusses vom  
29. September 2016

§ 1 Mitglieder und Teilnahmerecht

1.	� Die Delegiertenversammlung d_es 
Ärztlichen Kreis- und Bezirksverbandes 
München nachstehend ÄKBV genannt 
- besteht aus den gewählten Delegierten.

2.	� Zutritt zur Delegiertenversammlung 
haben alle Mitglieder des ÄKBV und 
Personen, die vom Vorstand des ÄKBV 
oder auf Grund eines Beschlusses der 
Delegiertenversammlung eingeladen 
wurden.

§ 2� Einberufung der  
Delegiertenversammlung

Ordentliche Delegiertenversammlungen 
sollen nach Bedarf, jedoch mindestens 
viermal im Jahr, stattfinden. Sie sind vom 
Vorstand einzuberufen. Dieser hat, wenn es 
erforderlich erscheint oder von mindestens 
einem Drittel der Delegierten beantragt wird, 
eine außerordentliche Delegiertenversamm-
lung einzuberufen.

Die Delegiertenversammlung muss schriftlich 
oder per E-Mail unter Angabe der Tagesord-
nung mit einer Frist von mindestens zwei 
Wochen vor ihrer Abhaltung einberufen 
werden.Der Termin und die Tagesordnung 
sind auch in den „Münchner Ärztliche 
Anzeigen" bekannt zu geben. Die für die 
Behandlung der Tagesordnungspunkte 
notwendigen Beratungsunterlagen werden 
den Delegierten im Intranet des ÄKBV zur 
Verfügung gestellt.

Ordentliche Delegiertenversammlungen 
sollen nach Bedarf, jedoch mindestens 
viermal im Jahr, stattfinden. Sie sind vom 
Vorstand einzuberufen. Dieser hat, wenn es 
erforderlich erscheint oder von mindestens 
einem Drittel der Delegierten beantragt wird, 
eine außerordentliche Delegiertenversamm-
lung einzuberufen.

§ 3 �Termine und Tagesordnung der 
Delegiertenversammlung

1.	� Die Termine für die Delegiertenversamm-
lungen werden vom Vorstand im Voraus 
für das Kalenderjahr festgelegt.

2.	� Die Aufstellung der vorläufigen Tagesord-
nung obliegt dem Vorstand.

3.	� Anträge der Delegierten zur Aufnahme in 
die Tagesordnung sind spätestens vier 
Wochen vor der Delegiertenversammlung 
beim Vorstand des ÄKBV schriftlich und 
mit kurzer Begründung einzureichen.

4.	� Anträge auf Beratung von nicht zur 
Tagesordnung gehörenden 

Geschäftsordnung für die Delegierten 
versammlung des Ärztlichen Kreis- und 
Bezirksverbandes München

Gegenständen müssen vor Eintritt in die 
Tagesordnung schriftlich gestellt und von 
mindestens einem Zehntel der anwesen-
den Delegierten unterstützt werden. Die 
Einreihung dieser An1 träge in die 
Tagesordnung beschließt die Delegier-
tenversammlung.

§ 4 Sitzungsleitung und Beschlussfähigkeit

1.	� Den Vorsitz in der Delegiertenversamm-
lung führt der Vorsitzende der Delegier-
tenversammlung. Er wird im Falle seiner 
Verhinderung durch den 1. und bei 
dessen gleichzeitiger Verhinderung durch 
den 2. stellvertretenden Vorsitzenden der 
Delegiertenversammlung vertreten. Der 
Vorsitzende und die stellvertretenden 
Vorsitzenden der Delegiertenversamm-
lung werden von der belegiertenver-
sammlung aus dem Kreis der Mitglieder 
des Vorstandes des ÄKBV München für 
die Dauer einer Wahlperiode gewählt.

2.	� Der 1. Vorsitzende des Vorstandes muss 
in der Delegiertenversammlung jederzeit 
gehört werden.

3.	� Der Sitzungsleiter kann für einzelne 
Tagesordnungspunkte oder Teile davon 
die Sitzungsleitung an einen seiner 
Stellvertreter abgeben.

4.	� Der Vorsitzende der Delegiertenver-
sammlung ist verpflichtet auf eine 
sachgerechte Behandlung der Tagesord-
nung hinzuwirken. Er kann zur Ordnung 
rufen oder das Wort entziehen. Dagegen 
kann der Betroffene Einspruch erheben. 
Über den Einspruch entscheidet die 
Delegiertenversammlung sofort ohne 
Aussprache.

 
5.	� Die Delegiertenversammlung ist 

beschlussfähig, wenn fristund formge-
recht eingeladen ist und mehr als die 
Hälfte der Delegierten anwesend sind. 
Die Beschlussfähigkeit bleibt bestehen, 
solange sie nicht angezweifelt wird.

§ 5 Rederecht und Wortmeldungen

1.	� Mitglieder der Geschäftsführung und 
geladene Personen können das Wort init 
Zustimmung des Vorsitzenden erhalten. 
Andere Teilnehmer.erhalten das Wort nur 
mit Zustimmung der Delegiertenver-
sammlung.

2.	� Bei den Beratungen erhalten die Redner 
das Wort nach der Reihenfolge ihrer 
Meldungen. Die Ausführungen sollen 
grundsätzlich in freier Rede erfolgen, nur 
die Berichterstatter dürfen ihre Berichte 
verlesen.

3.	 Außer der Reihe erhält das Wort

a)	 der Berichterstatter
b)	� der Vorsitzende der Delegiertenver-

sammlung; wenn er selbst zur Sache 
reden möchte, muss er den Vorsitz 
abgeben.

c)	� wer zur Geschäftsordnung sprechen 
möchte.

4.	� Zu persönlichen Erklärungen wird das 
Wort erst nach beendeter Aussprache 
erteilt.

§ 6 Anträge

1.	� Anträge zu einem Tagesordnungspunkt 
müssen dem Vorsitzenden schriftlich 
übergeben werden.

2.	� Wird ein Antrag zurückgenommen, so ist 
dies der Delegiertenversammlung 
alsbald mitzuteilen. Nach.Schluss der 
Aussprache werden Anträge nicht mehr 
entgegengenommen.

3.	� Anträge zur Geschäftsordnung werden 
mündlich gestellt, sie sind nur zulässig 
als:

a)	� Antrag auf Beschränkung der Redezeit
b)	� Antrag auf Vorstands- oder Ausschussbe-

ratung
c)	 Schluss der Rednerliste
d)	 Antrag auf Schluss der Aussprache
e)	 Antrag auf Unterbrechung der Sitzung
f)	� Antrag auf Vertagung eines Antrages oder 

Tagesordnungspunktes
g)	� Antrag auf Nicht-Befassung eines 

Antrages oder Tagesordnungspunktes
h)	� Antrag auf schriftliche, geheime 

Abstimmung
i)	� Antrag auf Einladung oder Anhörung nicht 

teilnahmeberechtigter Personen (§1)
k) 	� Hinweise auf Bestimmungen der 

Geschäftsordnung

4. �Der Antrag auf Schluss der Aussprache 
und auf Schluss der Rednerliste kann nur 
von einem Delegierten gestellt werden, 
der sich an der Aussprache zum entspre-
chenden Tagesordnungspunkt nicht 
beteiligt hat.

5.	� Vor der Abstimmung eines Geschäftsord-
nungsantrages kann ein Redner für, einer 
gegen den Antrag sprechen.

§ 7 Abstimmungen

1.	� Vor der Abstimmung verliest der 
Vorsitzende nochmals den gestellten und 
abzustimmenden Antrag. Der Antragstel-
ler muss seinen Antrag so formuliert 
haben, dass er mit „Ja" oder „Nein" 
abgestimmt werden kann. Für die 
Abstimmung ist der Grundsatz maßge-
bend, dass der weitergehende Antrag vor 



dem minder weitgehenden und der 
sachliche Abänderungsantrag vor dem 
Hauptantrag den Vorrang haben.

2.	� Anträge zur Geschäftsordnung gehen 
allen übrigen Anträgen vor.

3.	� Die Abstimmung ist im Gange, sobald der 
Vorsitzende zur Abgabe der Stimme 
auffordert. Während der Abstimmung 
sind Wortmeldungen unzulässig.

4.	� In der Delegiertenversammlung wird, 
soweit nicht von einem der anwesenden 
Mitglieder schriftliche Abstimmung 
verlangt wird, durch Handzeichen mit 
einfacher Mehrheit unter Nichtanrech-
nung von Stimmenthaltungen beschlos-
sen. Stimmengleichheit gilt als Ableh-
nung.

§ 8 Wahlen
Wahlen erfolgen in Einzelwahlgängen mit der 
Mehrheit der abgegebenen, gültigen 

Stimmen (einfache Mehrheit). Stimmenthaltun-
gen werden für die Ermittlung der Mehrheit 
nicht berücksichtigt.

§ 9 Protokoll

1.	� Über die Beschlüsse ist ein Protokoll zu 
fertigen, das vom Vorsitzenden der 
Delegiertenversammlung und dem 
Protokollführer zu unterzeichnen ist und 
das der folgenden Delegiertenversamm-
lung zur Genehmigung vorgelegt wird.

2.	� Protokolle über Versammlungen müssen 
enthalten:

a)	� Feststellungen über die Form und den 
Zeitpunkt der Einladung sowie zur 
Beschlussfähigkeit

b)	� die Tagesordnung
c)	� den Wortlaut der Anträge und der 

Beschlüsse
d)	� bei Wahlen: die Namen den Kandidaten, 

die Ergebnisse der Wahlgänge und 
Feststellungen über die Annahme einer 

Wahl. Die Anwesenheitsliste ist dem 
Protokoll beizufügen

3.	� Das Protokoll wird mit der Einladung zur 
folgenden Delegiertenversammlung 
zugesandt.

§ 10 Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt mit ihrer 
Beschlussfassung durch die Delegiertenver-
sammlung in Kraft.

Dr. Christoph Emminger
1. Vorsitzender


